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SED will im Wahlkampf provozieren
Ebert: „ . . .  als wenn es unser eigener wäre!"

Vergangene W oche hat das SED -Politbürom itglied Friedrich 
Ebert auf einer Zentralkom itee-Tagung erklärt, es sei „d ie 
Au fgabe a ller in der Nationalen F ron t zusammengeschlossenea 
Parteien und Massenorganisationen, in  jed er möglichen Form  
so auf den W ahlkam pf in Westdeutschland einzuwirken., als 
würden w ir  selbst unmittelbar an ihm teilnehmen“ . D ie SED 
müsse sich dazu eine P lattform  suchen, von der aus der Kam pf 
gegen  die Reg ierung der Bundesrepublik geführt werden 
könne. Zu diesem Zweck sei ih r jeder Bündnispartner recht. 
D iese Äußerung fie l zu einem Zeitpunkt, als eine kleine Arm ee 
kommunistischer Funktionäre in  der Bundesrepublik umher­
reiste, um Ansatzpunkte fü r Störaktionen auszumachen. Sie ist 
das o ffiz ie lle  Eingeständnis der SED, den westdeutschen W ahl­
kam pf m it allen M itteln  stören zu wollen.

W ir  haben bereits vor
Wochen über die aus einem 
Millionenfonds der Zonenregie­
rung finanzierten Funktionärs- 
Teisen in  die Bundesrepublik 
berichtet. W ir  haben darauf 
hin gewiesen, daß diese Deute 
M aterial Zusammentragen sol­
len, m it dem die SED später 
eine Serie großangelegter Stör­
manöver starten w ill. D ie SED 
hat derartige Praktiken rund­
w eg  abgestritten und sich im  
G egenteil über eine angebliche 
„Einmischung in den W ah l­
kampf der Nationalen Fron t 
zum 23. Juni“  beklagt.

Jetzt hat Ebert selbst die 
Störaktionen der SED zu den 
Bundestagswahlen zugegeben. 
Man kann darüber in  allen 
Einzelheiten in  Eberts P o lit ­
büro-Erklärung lesen. W arum  
aber diese fü r eine Untergrund­
aktion ungewöhnliche Offen­
heit?

Kampfgenossen gesucht
Diese Offenheit hat zwei 

Gründe: 1. Durch die Aufdek- 
kung der vorbereitenden SED- 
Aktionen kann die Sow jet­
zonenpartei nicht länger im 
Untergrund verweilen. Man 
kennt die Aufgaben der in die 
Bundesrepublik eingeschleusten 
Funktionäre, man kennt die 
Kanäle, aus denen gewisse 
W ahlgelder fließen, man kennt 

Taktik  und —  die M iß­

erfo lge  der Kommunisten bei 
ihren zahlreichen Ansprechver­
suchen. Somit hat die SED 
nichts mehr zu verbergen. 2. 
Es ist der SED nicht gelungen, 
auf dem Untergrundwege „eine 
P la ttform “ fü r  ihre Störaktio­
nen zu finden. Da sie nun — 
w ie gesagt —  nichts mehr zu 
verbergen hat, läßt sie die 
K a tze aus dem Sack und er­
k lärt ganz o ffiz ie ll: W ir  sind 
bereit, uns m it jedem  zu ver­
bünden, der gegen Adenauer 
is t ! Ebert hat dies wörtlich 
erk lärt und damit die Hoffnung 
verknüpft, es mögen sich 
„Leu te a ller politischen R ich­
tungen. und Meinungen zum 
Volkskam pf gegen  Adenauer 
finden“ . W as aber w ill die 
SED m it diesen Leuten tun?

M an muß davon ausgehen, 
daß die Kommunisten heute im  
W esten über keine lega le M ög­
lichkeit verfügen, in den W ah l­
kampf einzugreifen. Selbst 
wenn die K P D  nicht verboteil, 
sondern zugelassen wäre, 
könnte sie m it deren ausein­
andergefallenen Apparat kei­
nen politischen K am pf führen. 
So ist ihre Tä tigkeit auf reine 
Destruktion gerichtet: Ih r  Z iel 
ist weniger, fü r diese oder 
jene Parte i in den W ahlkam pf 
einzugreifen, als vielm ehr eine 
allgem eine Verw irrung zu s tif­
ten und die Atmosphäre zu 
vergiften. Naturgemäß g ilt  ihr

Hauptkampf der CDU und dem 
Bundeskanzler, w eil sie in der 
gegenwärtigen R egierung das 
stärkste H indernis fü r eine 
kommunistische Unterwande­
rung der Bundesrepublik er­
blickt. Aber sie würde sich 
auch gegen  jede andere R eg ie ­
rung richten, w eil der kommu­
nistische W eizen nur auf der 
U nein igkeit a ller nichtkommu­
nistischen K rä fte  blühen kann.

Fälscher am Werk 
D ie Redakteure der Ostber­

liner SED-Zeitungen vermoch­
ten am Wochenende das zu er­
fahren, was Ebert trotz a ller 
Offenheit verschw ieg: Das Zen­
tralkom itee versprach ihnen 
„eine Fü lle enthüllenden M ate­
r ia ls “ gegen  die M itg lieder der 
Bundesregierung, das —  w ie es 
hieß —  „zur Stunde noch be­
arbeitet w erde“ . Inzwischen 
wurde jedoch bekannt, daß ein 
H eer routinierter Fälscher aus 
den Reihen  des sowjetzonalen. 
Nachrichtendienstes am W erk  
Ist, um die von den reisenden 
Funktionären aus dem bundes­
deutschen W ahlkam pf m itge­
brachten H lntertreppen-In for- 
mätionen auszuwerten und ent­
sprechend zu „veredeln“ . In  
a ller K ü rze werden diese „En t­
hüllungen“ —  zum T e il von. 
heute im  Osten tätigen Exper­
ten Goebbels’scher Fälscherzen­
tralen in  Form  gebracht —  die 
ersten Seiten der SED-Zeitun­
gen zieren. Und die SED, fü r 
die sich keine direkte „P la tt­
fo rm “ fand, kann nur hoffen, 
daß isich Dumme finden w er­
den, die diese D inge kolportie­
ren. Nach dem M otto „Etwas 
bleibt immer hängen !“ suchen 
die Kommunisten den an der 
Peripherie des W ahlkampfes 
auf gew irbelten  Schmutz zu 
komprim ieren und daraus einen 
Verleum dungsfeldzug gegen  
jene zu starten, die ihren In - 
filtrationsplänen im  W ege sind*



J. B. Gradl:

Wenn zwei 
sich so streiten ...
D er scharfe Meinungsaus­

tausch zwischen CDU und SPD 
nach der Nürnberger K r it ik  des 
Bundeskanzlers an der Opposi­
tion  und dis Zuspitzung des 
Wahlkampfes haben in  der 
Öffentlichkeit warnende Erinne­
rungen an den Parteienkam pf 
und das Parteienende der W e i­
marer Zeit ausgelöst. D ie Sorge 
besteht, das Zerwürfn is zw i­
schen den Parte ien  könnte so 
t ie f werden, daß in  kommenden 
kritischen Perioden —  m it de­
nen ein V o lk  in unserer L a ge  
und in  dieser gefährdeten W e lt 
immer rechnen muß —  die N a ­
tion Schaden leiden könnte. 
W enn dem so ist, dann emp­
fiehlt sich der Versuch, den 
D ingen etwas tie fer auf den 
Grund zu gehen.

Das innenpolitische Gefüge 
der Bundesrepublik ist wesent­
lich anders als das der W e i­
m arer Republik. B e i Verg le i­
chen kommt die letztere ln  der 
R egel schlecht weg. D ie  W irk ­
lichkeit is t jedoch nicht so ein­
fach. D ie heutige Konstruktion 
ist gegenüber der Unstabilität 
und Zersplitterung W eim ars ein 
■wesentlicher Fortschritt, aber 
sie hat auch ihre Gefahren, 
wenn man den Besonderheiten 
unserer Verfassung und innen­
politischen Entw icklung nicht 
genügend Rechnung trägt.

Ber Unterschied zu Weimar
Diese Besonderheiten beste­

hen hauptsächlich in der Ent­
wicklung zum Zweiparteiensy­
stem und in der Erschwerung 
eines Regierungssturzes. In  der 
Bundesrepublik ist zwar das 
Zweiparteiensystem  noch nicht 
erreicht, aber sie ist .ihm er­
heblich nähergekommen. W ahr­
scheinlich w ird  die Wahl am 
15, September einen weiteren 
Schritt in dieser Richtung brin­
gen. Heute bereits ist es so, 
daß außer Union und Sozial­
demokratie nur noch eine P a r ­
tei, die F D P , m it e in iger Zu­
versicht glauben kann, auf sich 
allein gestellt über die Hürde 
der Fünfprozentklausel zu 
kommen. Selbst ih r ist bei die­

sem A lle ingang nicht wohl, 
und noch v ie l mehr g ilt  das fü r 
den B H E . D ie  Deutsche Pa rte i 
hat sich von vornherein W ah l­
h ilfe  gesichert. A llen  diesen 
kleineren Parte ien  zusammen 
w ird  neben den beiden Großen 
höchstens fünfzehn Prozen t 
der Mandate als Chance gege­
ben. Das reicht unter Umstän­
den aus, um Zünglein an der 
W aage zu spielen; an der ent­
scheidenden Stellung der bei­
den Großen ändert es nichts.

Diese Entwicklung, die die 
Gegenwart so positiv von der 
W eim arer Zeit unterscheidet, 
bringt a llerdings m it sich, daß 
Union und Sozialdemokratie um 
so unm ittelbarer und heftiger 
aufeinanderstoßen. D ie A u f­
spaltung in  eine größere Zahl 
von Parte ien  macht die Gren­
zen zwischen ihnen weniger 
hart, d ie kleineren Parteien 
w irken w ie  eine A r t  Pufferzone, 
und eine V ie lfa lt von Parteien  
eröffnet m it den M öglichkeiten 
eines wechselnden Koalitions­
spieles fü r jed e die Aussicht, 
auch einmal an der Regierung 
bete ilig t zu werden. D iese Aus­
sicht w irk t zugleich mäßigend 
während der Opposition. M it 
dem Verkümmern und Abster­
ben der kleineren Parte ien  ver­
schwinden unvermeidlich diese 
dämpfenden und mäßigenden 
E ffekte einer Parteienvielfa lt. 
H inzu kommt das aus guten 
Gründen in die Bundesverfas­
sung aufgenommene konstruk­
tive Mißtrauensvotum, das einen 
einmal gewählten Bundeskanz­
ler nur durch die W ahl eines 
Nachfo lgers absetzbar macht. 
D ie  Reg ierung der Parte i, die 
den W ahikam pf gew innt, ist 
dadurch normalerweise fü r die 
vierjäh rige Dauer eines neuen 
Bundestages unsttirzbar.

Wie läßt es sieh bessern?
Durch diese innere Entwick­

lung und verfassungsrechtliche 
Ordnung w ird  die Bundesrepu­
b lik  vo r zersetzender Parte ien­
zersplitterung, vor ständigen 
Regierungskrisen und lau­
nischen Koalitionsspielen be­
wahrt. Aber die Kehrseite ist 
die Erb itterung und Schärfe 
des Wahlkampfes. Es g ib t vom 
Standpunkt der beiden Großen 
nur Sieg oder N iederlage, und 
die Entscheidung fä llt  prak­
tisch fü r v ier Jahre. H ie r  lie­
gen wesentliche Gründe der

Überreizung das Wahlkampfes. 
Den vo llen  Gewinn aus der heu­
tigen  Ordnung und Entwicklung 
des innenpolitischen Lebens 
kann die Bundesrepublik des­
halb auf die Dauer nur ziehen, 
wenn die verantwortlichen — 
man kann auch sagen: die
übrigbleibenden —  Parte ien  es 
fertigbringen, die Gegensätze 
nicht absolut, die Gegnerschaft 
nicht zu Feindschaft werden zu 
lassen.

Gelegentlich w ird  m it dem 
H inw eis auf Österreich eine R a­
dikalkur empfohlen, nämlich 
K oalition  der gegnerischen 
Gruppen. Nun ist durchaus 
denkbar, daß einmal in einem 
nationalen Notstand, oder wenn 
beispielsweise die F rage der 
W iederverein igung in  ein kon­
kret-kritisches Stadium kommt, 
eine A llparteienregierung oder 
eine sogenannte große K o a li­
tion notw endig w ird. Aber 
unter den gegebenen Umstän­
den und normalerweise ist es 
bekömmlicher, daß die R eg ie ­
rung unter der Aufsicht einer 
Opposition arbeitet und das 
politische Leben vor Erstarrung 
und Verfilzung bewahrt w ird.

Eine M äßigung der politischen 
Gegensätze ließe sich erreichen, 
wenn sich die Länder in das 
politische Gefüge der Bundes­
republik besser und verfas­
sungsgerechter einordnen w ür­
den. D ie Länder könnten die 
dämpfende und beschwich­
tigende Ro lle übernehmen, die 
durch das Verschwinden der 
Parte ienvielfa lt fre i w ird. Dazu 
müßten sich allerdings die Län ­
derregierungen auch in po liti­
schen Fragen  im Bundesrat 
mehr von sachlichen als von 
parteipolitischen Erwägungen 
leiten  lassen. Und die Landes­
politik  dürfte nicht zu einem 
bloßen Reflex  der Bundesrepu­
blik  und zu einem simplen A b ­
klatsch ihrer Parteienfront 
werden, w eder hei der jew e i­
ligen Koalitionsbildung in den 
einzelnen Ländern noch in der 
politischen und Verwaltungs­
arbeit. Deshalb w ar auch die 
gemeinsame Protesthaltung der 
sozialdemokratischen Länder­
chefs gegen den Bundeskanzler 
abw egig. Bei Veranstaltungen 
des Bundesrates sind die M in i­
sterpräsidenten und P.egieren- 
den Bürgerm eister zuerst Re-



Lieber Leser!
W ir w ollen gern wissen, w ie  dis 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in  der sowjetischen B e­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num ­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an fo lgende 
Adresse zu schicken:

Herrn E. Kegni 
Berlin-Tempelhof 1 

iManfred-v.-Bichthofen-Str. 2, I I

Falls Sie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ih re  Anschrift, nicht 
aber die M arke von dem B r ie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift,

W ir  danken Ihnen fü r Ih re 
H ilfe .

Klnderversehickung 
ein Verbrechen?

Berlin  (epd). D ie sowjetzona­
len Behörden haben die Haupt­
geschäftsführer des Evangeli­
schen H ilfsw erkes in Pommern 
und Mecklenburg, Erich W eg- 
ner und Erich Schmidt, sowie 
die Kreisgeschäftsführerin in 
Bad Doberan, Frau  M öller, ver­
haftet. A ls Grund wurde in 
allen drei Fä llen  die Verschik- 
kung erholungsbedürftiger K in ­
der aus der Zone nach W est­
deutschland angeführt.

Zone baut Kulturzentrum
Aber Polen ist mit Ulbricht unzufrieden

Berlin  (Eigenbericht/DPA). D ie  Sow jetzonenregierung w ill 
am Geburtstag Goethes in  Warschau ein „K u ltu r- und In for- 
niationszentrum der D D K “  eröffnen. Das Gebäude soll in  der 
Nähe «íes von der Sowjetunion errichteten Kulturpalastes 
liegen. Es enthält nach M itteilung des „Neuen. Deutschland“ 
einen Kino-Saat, Konferenz-, Verkaufs- und Leseräume. Un­
geachtet der Pankow er Propaganda-Bemühungen ist man in 
Po len  offensichtlich m it dem E rfo lg  des Gomulka-Besuches in 
Ostberlin M itte Juni nicht zufrieden.

einzuhaiten. . So versuche sie, 
innerhalb der SED die D iskus­
sionen über die Entwicklung 
der Polnischen Verein igten A r ­
beiterpartei (K P ) seit Oktober 
1956 zu unterbinden. Auch die 
B itte  zahlreicher k leinerer SED- 
Funktionäre, polnische A rbei- 
terdelegationen empfangen zu 
dürfen, sei ohne Begründung 
abgelehnt worden. Ebenso habe 
Pankow  die zugesagten Erleich­
terungen beim  Studentenaus­
tausch bisher nicht eingeführt.

Von  polnischer Seite wurde 
am Wochenende au f „d ie  hart­
näckigen Elemente“  innerhalb 
der SED hingewiesen und be­
tont, die SED -Eegierung müsse 
endlich einsehen, daß unwei­
gerlich eine „neue A ra“ ange­
brochen sei. D iesem  Zweck 
habe teilw eise auch der Besuch 
Gomulkas gedient. D ie Pan ­
kower R eg ierung se i aber o f­
fenbar nicht daran interessiert, 
die damals gegebenen Zusagen

Kadar verschärft -Menschenjagd
Antisowjetische Demonstrationen

Budapest (A P ). Angesichts 
der schwelenden Unruhe unter 
der Bevölkerung hat der unga­
rische Justizm inister Nezva l die 
ihm  unterstehenden Behörden 
angewiesen, ihren Feld zu g ge­
gen „staatsfeindliche Elem ente“, 
verstärkt fortzusetzen und die 
„Konterrevolutionäre“  schärf- 
stens zu bestrafen.

Der Budapester Rundfunk 
berichtete bereits von zahlrei­
chen neuen Verhaftungen und 
dem Beginn m ehrerer Gerichts­
verfahren im  Zusammenhang

Kirchentag 1959 in München
Vorbereitende Tagung 

Fulda (epd). D ie Einladung 
der bayerischen Landeskirche 
und des Münchener Oberbür­
germeisters, das nächste g e ­
samtdeutsche Treffen  der evan­
gelischen Christen im  August 
1959 in  München abzuhalten, 
wurde vom Kirchentagspräsi­
dium angenommen.

Zu einer thematischen Vorbe­
reitung w ird  Präsident Dr. von 
Thadden-Triegiaff zu einem 
„Kirchentagskongreß" einla den, 
der im A pril 1958 in der Häm ­

in Hamburg geplant
burger Universität stattfinden 
soll. Außer den M itarbeitern 
des Kirchentages nehmen P e r ­
sönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens aus W irtschaft, Po litik , 
Ku ltur und W issenschaft dar­
an teil.

Der Kongreß hat das Ziel, 
die Gesichtspunkte fü r den ge­
samtdeutschen K irchentag aus 
W elt und Kirche zusammenzn- 
tragen, um der geistigen P ro ­
blematik christlicher Existenz 
in beiden Teilen  Deutschlands 
gerecht zu werden.

m it dem Volksaufstand vom 
H erbst vergangenen Jahres. 
Nach dem Rundfunkbericht sind 
allein in einem Ort 13 Bauern 
verhaftet worden, die beschul­
digt werden, eine regierungs­
feindliche Gruppe geb ildet zu 
haben.

In  der westungarischen Ort­
schaft H ird  ist es kürzlich zu 
antisowjetischen Demonstratio­
nen gekommen, bei denen ein 
kommunistischer Po lize io ffiz ier 
von einer Menschenmenge ver­
prügelt wurde. Nach der M el­
dung einer ungarischen P ro ­
vinzzeitung begannen die Un­
ruhen, als die M enge einen so­
wjetischen F ilm  auspfiff. D er 
P o lize io ffiz ier  w ollte gegen die 
Demonstranten Vorgehen, mußte 
dann aber vo r der Menge, die 
ihn lynchen wollte, flüchten. 
Gegen die Demonstranten ist 
eine Untersuchung eingele itet 
worden.

Aus einem Budapester Ge­
fängnis sind nach einer M el­
dung von Radio Budapest drei 
H ä ftlin ge entflohen, die zum 
Tode verurteilt -worden waren. 
D ie Bevölkerung wurde aufge­
rufen, bei der Fahndung nach 
den Flüchtlingen zu helfen.



Neue Gesichter im  Bundestag
Kur fcwei Drittel der Abgeordneten kommen wieder

W .W . Bonn. —  Ungefähr die H ä lfte  oder zwei D rittel der 
Abgeordneten, d ie im  zweiten Bundestag waren, werden aller 
Voraussicht nach auch dem dritten Bundestag angehören. Sie 
haben entweder einen „sicheren“  W ahlkreis oder einen so 
„guten“ P la tz auf der Bandesliste ihrer Partei, daß sie m it 
vö llige r  Buhe der Bundestagswahl entgegensehen können. 
E tw a ein D ritte l der bisherigen Abgeordneten muß dagegen 
um seine parlamentarische Existenz kämpfen. Eine ganze 
Beihe von ihnen hat diesen K am pf schon verloren. Sie sind 
entweder gar nicht mehr als Kandidaten aufgestellt worden 
oder haben einen so schlechten P la tz  auf der E iste, daß sie 
ihre Hoffnungen begraben müssen. Wahrscheinlich w ird der 
neue Bundestag wenigstens zu einem D ritte l aus „Neu lingen“ 
bestehen.
Den Neulingen unter den 

Kandidaten wendet sich in 
diesen Wochen ein besonderes 
Interesse zu. Soweit man sieht, 
sind w eder Filmschauspieler 
noch bekannte Sportler dar­
unter, m it denen eine Parte i 
Massenwerbung betreiben
könnte. U nter den adligen 
Kandidaten nimmt Fürst B is­
marck (CDU) im  W ahlkreis 
Lauenburg noch immer den 
ersten P la tz  ein. A ber der B H E  
macht ihm m it einem Fürsten 
Schaumburg-Lippe Konkurrenz, 
der schon früher einmal eine 
R o lle in  der P o litik  gespielt 
h a t: in der Umgebung von
Goebbels. Außerdem hat der 
B H E  unter seinen Kandidaten 
einen Hindenburg,- dessen V er­
wandtschaftsverhältnis zu dem 
alten Feldherrn und Reichsprä­
sidenten in Bonn noch unbe­
kannt ist. Ob P rin z  zu Löw en ­
stein (früher F D P , je tz t D P ) 
w iederkehrt, ist noch ungewiß,

obwohl er sicher fü r seine neue 
Pa rte i kandidiert.

Kein Vertreter der 
Wirtschaft

Es ist aufgefallen, daß sich 
unter den Neulingen kein be­
kannter Vertreter der W ir t­
schaft befindet. D ie  meisten

Kandidaten, die an aussichts­
reicher Stelle neu aufgestellt 
worden sind, kommen aus den 
Parteiapparaten. Das g ilt  so­
wohl fü r die SPD  als auch fü r 
CDU und F D P . B ei der CDU 
w ill der frühere nordrhein­
westfälische M inisterpräsident 
K a r l Arnold in  den Bundestag 
kommen, ebenso sein tatkrä fti­
ger  Innenm inister Dr. Meyers. 
A ber auch ihr Düsseldorfer Ge­
genspieler von der F D P , der 
je tz ige  Finanzm inister W eyer 
und der Bundeswahlkampfleiter 
Döring, werden m it Sicherheit 
dem neuen Bundestag angehö­
ren. Von den bisherigen Bun­
desministern hat nur Jakob 
K a iser m it Rücksicht auf se i­
nen Gesundheitszustand auf die 
W iederw ah l verzichtet. D ie 
Nachricht, daß Staatssekretär 
P ro f. Hallstein  vom  Auswärti­
gen  Am t Abgeordneter werden 
w olle, w ar schon überholt, be­
vo r sie erschien.

Endspurt in Nationalversammlung
Sondervollmachten für Algerien — Reform geplant

Paris. —  In  der Nationalver­
sammlung begann —  als die 
letzte große Aussprache vor den 
Ferien  —  eine m ehrtägige A l­
geriendebatte. D ie Regierung 
fo rdert eine Verlängerung und 
gleichzeitig  eine Ausdehnung 
der Vollmachten fü r Algerien, 
um den Terrorakten von A lge ­
riern  in Frankreich wirksamer 
entgegentreten zu können.

In  Frankreich leben 350 000 
A lgerier, von denen sehr viele,

Siädteschwund in Ostgebieten
Spätansiedler sollen „ohne Furcht zurückkehren“

Göttingen (D P A ). In  den pol­
nisch verwalteten deutschen
Ostgebieten sind seit 1946 ins­
gesamt 38 Städte aus der L is te  
der städtischen Gemeinden ge­
löscht worden. D ies geht aus 
Inform ationen der polnischen 
Presse hervor, die vom Arbeits­
kreis ostdeutscher W issenschaft­
ler in  Göttingen zusammenge­
tragen wurden. Am stärksten 
ist der Rückgang in den W o i­
wodschaften Breslau, Grünberg 
und im südlichen Ostpreußen.

D ie in Breslau erscheinende 
„Arbeiterstim m e“ hat je tz t be­
tont, alle Deutschen, die auf 
dem W ege der Familienzusam­

menführung in die Bundesrepu­
b lik  gegangen seien, dürften 
„ohne Furcht nach Po len  zu­
rückkehren“. Das gleiche gelte 
fü r diejenigen, die zu V er­
wandtenbesuchen in  die Bun­
desrepublik gereist, jedoch nicht 
zurückgekehrt seien. Sie alle 
brauchten sich, um in ihre 
Heim at zurückzukehren, nur an 
die polnische Militärkommission 
in W estberlin  zu wenden. W ie 

. die „Arbeiterstim m e“ w eiter 
meldet, w ill man in N ieder­
schlesien zahlreiche deutsche 
Industriebetriebe w ieder in 
Gang setzen. B is zum Jahre 
1960 ist daran gedacht, 400 Be­
triebe neu entstehen zu lassen.

die einen fre iw illig , die ande­
ren unter Druck, den Losungen 
der beiden algerischen Unab­
hängigkeitsbewegungen folgen. 
D ie  französische Regierung 
hofft, die Terrorakte der A lge ­
rier in Frankreich erfolgreicher 
bekämpfen zu können, wenn ge­
w isse Rechte, die fü r a lle B e­
wohner Frankreichs gelten, für 
die algerischen Muselmanen 
außer K ra ft  gesetzt werden. Da 
aber ein Gesetz ausschließlich 
fü r muselmanische A lgerier dem 
Rechtsempfinden ins Gesicht 
schlägt, sollen Ausnahmebe­
stimmungen fü r alle in  A lg e ­
rien  geborenen Bewohner 
Frankreichs gelten. Theoretisch 
würde damit z. B. auch der in 
A lgerien  geborene Marschall 
Juin unter das Sondergesetz 
fallen. D ie  Ausnahmebestim­
mungen erlauben Internierung 
nach Abbüßung einer Strafe, 
Verlängerung der gesetzlichen 
Untersuchungsdauer, Haus­
suchungen auch bei Nacht usw. 
D ie E ingriffe  in die Grund­
rechte des französischen Bür­
gers haben in allen Parteien 
bis w eit hinein in die Rechte 
Bedenken ausgelöst, w eil da­
m it ein Präzedenzfall fü r künf­
tige W illkürakte geschaffen 
werden könnte.



So sind sie w irklithi

„Die Zeiten sind schwerer geworden . .  .íé
W enn Dutzende „garantiert­

originaler“  Enthüllungs-Doku-
mente in den nächsten Wochen 
in die Spalten kommunistischer 
Zeitungen gelangen werden,
wenn die kommunistischen F ä l- 
seherzentralen m it Hochdruck 
fü r den westdeutschen W ah l­
kampf zu arbeiten beginnen,
dann w ird  ein Mann daran be­
te ilig t sein, dessen Name sich 
kaum in  o ffiziellen  P a rte i-
Chroniken findet. Bichard Stahl­
mann, eine der dunkelsten F i­
guren aus dem illegalen SED- 
Apparat, wurde vom  Agitations­
chef des Zentralkomitees, H orst 
Sindermann, m it der Auswer­
tung des einschlägigen „Ent- 
hüllungs“ -Materials betraut. 
Ihm  w ird  es obliegen, gee ig ­
netes Inform ationsm aterial 
westdeutscher K P -K re is e  nach 
„Bearbeitung“  in die Bundes­
republik zurückzuschleusen. 
E ine langjährige Erfahrung als 
L e ite r  des geheimen K u rier­
apparates w ird  ihm diese A u f­
gabe erleichtern. Unbekannt 
aber , dürfte sein, daß Stahl­
mann einst zu jener Gruppe 
von Stalin beauftragter Kom ­
munisten gehörte, die den Nazis 
„Belastungs-Dokumente“ gegen 
nichtkommunistische politische 
Gegner zur Verfügung stellte.

Klarname: Arthur Illner
Stahlmann ist ein „Deckname“ . 

Sein „K larnam e“ —  um im  Ge­
heimdienstjargon zu bleiben —  
ist A rthur Illner. U nter diesem 
Namen w urde er am 15. Okto­
ber 1891 in Kön igsberg  geboren. 
Er erlernte das Tischlerhand­
werk, stieß m it 16 Jahren zu 
jungsozialistischen Kreisen und 
wurde von Liebknecht 1918 in 
die im Aufbau befindlichen Ge­
werkschaften eingeschleust. E r 
benutzte 1923 seine Stellung als 
Gewerkschaftssekretär, um fü r 
die Sow jets illega le  W a ren ge­
schäfte • zu arrangieren. Als 
W affenhändler entlarvt, • flüch­
tete er in die Sowjetunion und 
nahm zusammen, m it dem spä­
teren ,SSD-Minister Zaisser am 
ersten Kursus der berüchtiglen 
Moskauer „M-Schule“ teil. B e­
reits 1924 fungierte er als rus­
sischer Spionageabwehr-Offi­
zier und .ging in diesem A u f­
träge zusammen m it Zaisser

RICHARD STIHLMANN

nach China. Unter den ver­
schiedensten Namen tauchte er 
zwischenzeitlich w ieder in 
Deutschland auf, um fü r Thäl­
mann den „M -(M ilitä r)-Apparat“ 
zu organisieren.

Während dieser Tä tigkeit 
lernte er den geistigen und 
finanziellen Vater a ller kommu­
nistischen Tarnorganisationen, 
W illi Münzenberg, kennen und 
schätzen. Sowohl Münzenberg 
als auch Illner-Stahlmann wuß­
ten, daß nur eine geeinte Front 
a ller H itlergegner die zu Be­
ginn der dreiß iger Jahre be­
reits sterbenskranke W eim arer 
Dem okratie retten konnte. A ls 
Stalin trotzdem  ein zeitweiliges 
Zusammengehen von K P D  und 
N S D A P  befahl, stellten sich 
Münzenberg und Stahlmann be­
dingungslos in den Dienst die­
ser verbrecherischen Po litik .

Dokumente aus Moskau
M itte 1931 fuhr Stahlmann 

nach Moskau, um in den F ä l­
scherzentralen der Sow jetspio­
nage entstandenes Skandalma- 
teri'al gegen W eim arer Po litik er 
und Reichstagsabgeordnete zu 
übernehmen. Stahlmann wußte, 
daß es sich um gefälschte Do­
kumente handelte, ein ige waren 
unter seiner M ith ilfe entstan­
den. M it H ilfe  Münzenbergs — 
der auch in nichtkommunisti­
schen Kreisen .Einfluß besaß — 
wurde dieses Material in den

erbitterten W ahlkam pf fü r den 
letzten demokratischen Reichs­
tag Deutschlands eingeschleust. 
A ls jene, die sich in  politischer 
Verantwortungslosigkeit dieser 
makabren Dokumente bedien­
ten, deren Ursprung erkannten, 
hätte ihnen diese Erkenntnis 
selbst bei gutem W illen  und 
politischem Verstand nichts 
mehr genutzt: M it einer halben 
Kompanie Abgeordneter zogen 
die Nazis in  den Deutschen 
Reichstag ein. W en ig  später 
w ar H itler  an der absoluten 
Macht.

Verräter und Verratene
D er Verräter Stahlmann ging 

in  den Untergrund, flüchtete im 
Augenblick der Gefahr nach 
Schweden und tauchte erst in 
Spanien w ieder als Po lit-K om - 
missar der Interbrigaden auf. 
An  der rotspanischen Fron t galt 
sein K am pf nicht Franco, son­
dern den damals noch verbün­
deten spanischen Trotzkisten, 
deren Führer er ka ltb lü tig er­
morden half. M it einem Sow jet­
frachter zog er sich bei Francos 
Vordringen nach Frankreich zu­
rück, um beim Einmarsch der 
deutschen Truppen über die 
Schweiz nach Moskau auszu­
weichen.

Erst 1946 erfährt man durch 
Zufall von seiner Existenz als 
L e ite r  des illegalen Kurierdien­
stes im  Spionageapparat des 
damaligen SED-Zentralsekreta- 
riats. Zu dieser Zeit heißt er 
bereits F r itz  M ü ller und w ird 
in  keiner Namenliste der Parte i 
geführt. B is 1953 erscheint er 
nur noch in- den Akten inter­
nationaler Geheimdienste, seit­
her blieb er verschollen. Nun 
schaltet sich Stahlniann-IÜner- 
M üller in den westdeutschen 
W anlkam pf ein. Seine Genossen 
behaupten, daß er erst kürzlich 
von einem längeren Aufenthalt 
in Moskau zurückgekommen ist. 
A lles ist w ie damals. „Nur"; 
sagt Stahlmann, „die Zeiten 
sind halt schwerer gew or­
d e n . . . ! “ Es scheint, die Men­
schen in Deutschland haben seit 
1933 zum Leidwesen der Kom ­
munisten doch einiges gelernt.



Das Zentralkomitee verteilt Zensuren
Bürgerliche Parteien blieben „schwankend und unklar44 

A u f seiner 32. Tagung nahm das Zentralkomitee der SED  
erstmals Stellung zur Haltung der bürgerlichen Parte ien  nnd 
der kommunistischen Organisationen während der Vorberei­
tung der Gemeindewahlen. Es w ar eine „Zensuren-Verteilung“ , 
d ie sich bereits  in  den  nächsten W ochen in  Form  beachtlicher 
Einbesetzungen innerhalb der einzelnen Funktionärsapparate 
auswirken w ird . Letztlich  w ar diese „W ah l“  fü r d ie SED nur 
ein probates M ittel, um die gesamte politische Maschinerie noch 
einmal in  Schwung zu bringen und das Ineinandergreifen der 
einzelnen T e ile  dieses Mechanismus zu überprüfen. D ie  Schwä­
chen und Meinungsverschiedenheiten einzelner Funktionäre und 
Organisationen, d ie sich dabei heransgesteilt haben, stehen 
je tz t  im  M ittelpunkt einer verblüffenden K ritik .

So richtet sich die Hauptkri­
t ik  gegen  die bürgerlichen P a r­
teien, Ihnen w ird  vom  SED- 
Po litbüro eine recht unter­
schiedliche M itarbeit beschei­
n igt. Besonders über die F ra ­
gen  der Staatsmacht, der „so­
zialistischen Demokratie“ und 
des Charakters der sow jetzona­
len  W ahlen habe es Schwan­
kungen und Unklarheiten g e ­
geben. W as ist damit gem eint? 
Es is t  bekannt, daß sich Ost­
CDU und L D P  vergeblich gegen  
ihre Ausbootung aus den unte­
ren „Volksvertretungen“ g e ­
w ehrt haben, daß es auf den 
vorbereitenden Bezirkskonfe­
renzen dieser Parte ien  starke 
Zusammenstöße zwischen der 
M itgliedschaft und den oppor­
tunen Parteiführungen gegeben 
hat, und daß namentlich die 
Ost-CDU beharrlich um  ihren  
künftigen Status als „bürger­
liche“ Parte i kämpfen möchte. 
Es ist keineswegs so, daß diese 
Parte ien  m it der nichtgeheimen 
W ah l und der Mandatsvertei­
lung einverstanden waren. D ie 
M itg lieder der Ost-CDU und der 
L D P  sind auch keinesfalls fü r 
den „sozialistischen W e g “ der 
sowjetzonalen Volkswirtschaft. 
D ie F rage  der Staatsmacht ist 
fü r s ie nicht dadurch geklärt, 
daß die SED die ursprüngliche 
B lockpolitik  aufkündigte und 
ein Zusammengehen in  der 
„Nationalen Fron t“  erzwang. 
V ie le  CDU- und LD P-Funktio- 
näre haben sich verschworen, 
die wenigen ihnen verbliebenen 
P lä tze in  den Volksvertretungen 
dazu zu benutzen, um der w e i­
teren kommunistischen Macht­
ergreifung nach besten K rä ften  
Einhalt zu gebieten. Andere 
plädierten ganz offen fü r die 
allmähliche Selbstauflösung der 
„bürgerlichen“ Parteien, damit 
diese dem SED-Regim e nicht

länger als Fassade dienen 
mögen.

FB G B  „zu  müde“
A lle  diese Spannungen wur­

den während der kommunisti­
schen W ahlvorbereitung ängst­
lich geheimgehalten und erst 
jetzt, fast einen Monat danach, 
r isk iert man die offene K ritik . 
H atten  doch die örtlichen SED- 
V ertreter während der vergan­
genen Monate Muße genug, um 
die m it ihnen im  „W ahlkam pf“ 
stehenden bürgerlichen Funk­
tionäre auf ihre Gesinnung zu 
überprüfen. A lles weitere ist 
eine F rage  der Einflußnahme 
des SED-Zentralkomitees auf 
die bürgerlichen Parte ivor­
stände, deren Funktionärsappa­
rate nun entsprechend der Zen­
surenverteilung umgruppiert 
werden müssen. Unkomplizier­
ter ist es m it den Gewerk­
schaften, die man' in direkter 
L in ie  „säubern“ kann. Nachdem 
U lbricht bereits kürzlich in 
einem Rundfunk-Interview  den 
FD G B-Leitungen bescheinigte, 
sie hätten sich im  W ahlkam pf 
„äußerst müde“  verhalten und 
nicht verstanden, „politische 
Tagesförderungen von ökonomi­
schen Wünschen zu trennen“ , 
erklärte nun das Politbüro, 
man müsse die gesamte Struk­
tur der Gewerkschaften über­
prüfen, um festzustellen, ob 
diese „der sozialistischen Ent­
w icklung entspreche“ . Das 
he iß t: D ie FD G B-M itglieder
haben —  w er könnte ihnen das 
verdenken —  während der 
W ahlvorbereitung versucht, ihre 
berechtigten gewerkschaftlichen 
und sozialen Forderungen zur 
Geltung zu bringen. Das hat ge­
w isse fü r die SED unangeneh­
me Akzente in die Gemeinde­
wahlen gebracht und der 
Staatspartei gezeigt, daß es 
auch heute noch FDGB-Funk- 
tionäre gibt, die sich zumindest

SSD, herhören!
D er kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er  Verdacht hat, 
daß seine P o s t  überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim  Bürgerm eister­
amt oder bei seiner D ienst­
stelle abgeben. übrigens 
w ird er auch dort gern 
gelesen.
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ebenso stark als Gewerkschafter 
w ie  als kommunistische A g ita ­
toren fühlen. D iese Leu te ihrer 
Funktionen zu berauben, w ird  
Au fgabe einer von FDGB-Chef 
W arnke bereits angekündigten 
Säuberung sein.

M it der F B J  zufrieden
Unerwartetes L ob  wurde da­

gegen  der F D J  gespendet. 
Diese zum T rä ger des W ahl­
kampfes avancierte Organisa­
tion habe ihre Aufgabe durch­
aus ernst genommen. W as tut 
es, wenn die F D J  —  w ie an an­
derer Stelle bekannt w ird  — 
gerade während dieser Zeit eine 
große Zahl a lter bewährter M it­
glieder verloren hat. Is t  es nicht 
bezeichnend, daß die F D J  in 
mehr als 80 Kreisen  nicht im ­
stande war, die ih r zustehen­
den Kandidatenposten m it g e ­
eigneten M itgliedern  zu be­
setzen? FD J-Sekretär Namokel 
hat zugegeben, daß die W ah l­
kampagne zw ar fü r Tausende 
neuer M itg lieder „Bewährungs­
einsatz“  gewesen sei, daß sich 
jedoch zugleich „eine erschrek- 
kende Zahl bewährter Funktio­
näre still und heimlich in das 
N ichts zurückgezogen“ habe. 
Das ist die Kehrseite der SED- 
Wahlen. über sie w ird  man erst 
je tz t  Näheres erfahren. N u r — 
ob man der politischen und 
moralischen Depression einst 
w illig e r  Kommunisten m it Säu­
berungen und Umbesetzungen 
in den Funktionärsapparaten 
begegnen kann, w ird  auch dies­
mal mehr als fraglich  sein.



„Geiremü ledsa — Vereint schlagen!" 17. Verhandlungswoch®
(Sowjetisches Sprichwort)

Wenn zwei sich so streiten...
Fortsetzung von Seite 2

gierungschefs und nicht Pa rte i­
politiker. So sollte es jeden­
falls sein.

Die Einsicht ist zwar da
überhaupt ist die Schärfe 

innenpolitischer Gegensätze sehr 
stark eine F rage  der Haltung. 
Der Oppositionsführer hat in 
seiner A n tw ort auf die N ürn­
berger Bemerkung des Bundes­
kanzlers gesagt, bei a ller H ärte 
des politischen Kam pfes gebe 
es Gemeinsames, das nicht aufs 
Spiel gesetzt 'werden sollte. 
Wenn diese Einsicht, die an 
sich auf allen Seiten vorhanden 
ist, in der P rax is  stärker be­
achtet würde, wäre W esent­
liches gewonnen. A ber dann 
dürften auch Themen w ie  die 
W iederverein igung und die 
Atom sorge nicht zum Einhei­

zen des W ahlkampfes benutzt 
v/er den. N ichts w äre dagegen 
z-u sagen, würde die Diskussion 
auf die sachlichen Meinungs­
verschiedenheiten über den 
richtigen W eg  beschränkt. Das 
Bedenkliche lieg t darin, daß 
den sachlichen Zweife ln  Zw eife l 
an der Gesinnung des Gegners 
h inzugefügt werden. D ie Über­
griffe  der sozialdemokratischen 
Wahlpropaganda, die der Bun­
deskanzler auf seiner Presse­
konferenz am F re itag  erwähnt 
hat, sind Beispiel genug dafür, 
w ie es nicht sein sollte —  was 
aber nicht heißt, daß die Sün­
den nur auf einer Seite began­
gen werden.

In  der letzten Phase des 
W ahlkam pfes sind die Gemüter 
zu erregt, als daß man radikale 
Besserung erwarten dürfte. 
Nach dem W ahlkam pf aber ist 
genügend Anlaß zum Nachden­

ken. Das W ort von dem Boot, 
in  dem w ir  a lle gemeinsam sit­
zen, ist in  der Vergangenheit 
allzuoft gebraucht worden, so 
daß man sich scheut, es noch 
w eiter zu strapazieren. Aber 
das B ild  is t richtig. D ie  R i­
siken der internationalen P o litik  
sind fü r  Deutschland zu groß,- 
als daß sich die Parte ien  ab­
grundtief auseinanderstreiten 
dürften.

W yszynsk i bleibt 
eisern

Warschau (D P A ). Der Prim as 
von Polen, Kardinal W yszyn ­
ski, hat allen katholischen 
Geistlichen kanonische Strafen 
angedroht, fa lls  sie m it der 
„fortschrittlichen katholischen“ 
Pax-Bew egung des Landes Zu­
sammenarbeiten. D ie W arnung 
des Kardinals wurde von der 
polnischen Zensur bisher eu- 
rückgehalteru.



BILDER DER WOCHE: Oben: „Meeresungeheuer“ vor Wilhelmshaven. Das riesige, ver­
rostete Wrack des ehemaligen Flottentenders „Hai“, 1945 durch britische Bomben ver­
senkt, wird Jetzt gehoben. — Unten: Deutschland gewann den „Preis der Nationen“. 
Bundesernährungsminister Lübke beglückwünscht in Aachen die deutsche Mannschaft 

(v. 1. n. r.): Thiedeanann, Winkler, Lütke-Westhu es, Schockemöhle.


